
Verwaltungsverfahrensgesetz

Teil I Anwendungsbereich, örtliche Zuständigkeit,
elektronische Kommunikation, Amtshilfe, europäische
Verwaltungszusammenarbeit

Abschnitt 1 Anwendungsbereich, örtliche Zuständigkeit,
elektronische Kommunikation

§ 1 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden
1. des Bundes, der bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftun-

gen des öffentlichen Rechts,
2. der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände, der sonstigen der Aufsicht

des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts,
wenn sie Bundesrecht im Auftrag des Bundes ausführen,

soweit nicht Rechtsvorschriften des Bundes inhaltsgleiche oder entgegenstehende
Bestimmungen enthalten.
(2) 1Dieses Gesetz gilt auch für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der in
Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Behörden, wenn die Länder Bundesrecht, das Gegen-
stände der ausschließlichen oder konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes be-
trifft, als eigene Angelegenheit ausführen, soweit nicht Rechtsvorschriften des Bun-
des inhaltsgleiche oder entgegenstehende Bestimmungen enthalten. 2Für die
Ausführung von Bundesgesetzen, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen
werden, gilt dies nur, soweit die Bundesgesetze mit Zustimmung des Bundesrates
dieses Gesetz für anwendbar erklären.
(3) Für die Ausführung von Bundesrecht durch die Länder gilt dieses Gesetz nicht,
soweit die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Behörden landesrechtlich
durch ein Verwaltungsverfahrensgesetz geregelt ist.
(4) Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist jede Stelle, die Aufgaben der öffentlichen
Verwaltung wahrnimmt.

§ 2 Ausnahmen vom Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für die Tätigkeit der Kirchen, der Religionsgesellschaften
und Weltanschauungsgemeinschaften sowie ihrer Verbände und Einrichtungen.
(2) Dieses Gesetz gilt ferner nicht für
1. Verfahren der Bundes- oder Landesfinanzbehörden nach der Abgabenordnung,
2. die Strafverfolgung, die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, die

Rechtshilfe für das Ausland in Straf- und Zivilsachen und, unbeschadet des
§ 80 Abs. 4, für Maßnahmen des Richterdienstrechts,

3. Verfahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt und den bei diesem er-
richteten Schiedsstellen,

4. Verfahren nach dem Sozialgesetzbuch,
5. das Recht des Lastenausgleichs,
6. das Recht der Wiedergutmachung.
(3) Für die Tätigkeit
1. der Gerichtsverwaltungen und der Behörden der Justizverwaltung einschließlich

der ihrer Aufsicht unterliegenden Körperschaften des öffentlichen Rechts gilt
dieses Gesetz nur, soweit die Tätigkeit der Nachprüfung durch die Gerichte der
Verwaltungsgerichtsbarkeit oder durch die in verwaltungsrechtlichen Anwalts-,
Patentanwalts- und Notarsachen zuständigen Gerichte unterliegt;

2. der Behörden bei Leistungs-, Eignungs- und ähnlichen Prüfungen von Personen
gelten nur die §§ 3a bis 13, 20 bis 27, 29 bis 38, 40 bis 52, 79, 80 und 96;

3. der Vertretungen des Bundes im Ausland gilt dieses Gesetz nicht.
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§§ 3, 3a Gesetzestext

§ 3 Örtliche Zuständigkeit

(1) Örtlich zuständig ist
1. in Angelegenheiten, die sich auf unbewegliches Vermögen oder ein ortsgebun-

denes Recht oder Rechtsverhältnis beziehen, die Behörde, in deren Bezirk das
Vermögen oder der Ort liegt;

2. in Angelegenheiten, die sich auf den Betrieb eines Unternehmens oder einer
seiner Betriebsstätten, auf die Ausübung eines Berufs oder auf eine andere dau-
ernde Tätigkeit beziehen, die Behörde, in deren Bezirk das Unternehmen oder
die Betriebsstätte betrieben oder der Beruf oder die Tätigkeit ausgeübt wird
oder werden soll;

3. in anderen Angelegenheiten, die
a) eine natürliche Person betreffen, die Behörde, in deren Bezirk die natürliche

Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat oder zuletzt hatte,
b) eine juristische Person oder eine Vereinigung betreffen, die Behörde, in de-

ren Bezirk die juristische Person oder die Vereinigung ihren Sitz hat oder
zuletzt hatte;

4. in Angelegenheiten, bei denen sich die Zuständigkeit nicht aus den Nummern 1
bis 3 ergibt, die Behörde, in deren Bezirk der Anlass für die Amtshandlung her-
vortritt.

(2) 1Sind nach Absatz 1 mehrere Behörden zuständig, so entscheidet die Behörde,
die zuerst mit der Sache befasst worden ist, es sei denn, die gemeinsame fachlich
zuständige Aufsichtsbehörde bestimmt, dass eine andere örtlich zuständige Be-
hörde zu entscheiden hat. 2Sie kann in den Fällen, in denen eine gleiche Angelegen-
heit sich auf mehrere Betriebsstätten eines Betriebs oder Unternehmens bezieht,
eine der nach Absatz 1 Nr. 2 zuständigen Behörden als gemeinsame zuständige
Behörde bestimmen, wenn dies unter Wahrung der Interessen der Beteiligten zur
einheitlichen Entscheidung geboten ist. 3Diese Aufsichtsbehörde entscheidet ferner
über die örtliche Zuständigkeit, wenn sich mehrere Behörden für zuständig oder für
unzuständig halten oder wenn die Zuständigkeit aus anderen Gründen zweifelhaft
ist. 4Fehlt eine gemeinsame Aufsichtsbehörde, so treffen die fachlich zuständigen
Aufsichtsbehörden die Entscheidung gemeinsam.

(3) Ändern sich im Lauf des Verwaltungsverfahrens die die Zuständigkeit begrün-
denden Umstände, so kann die bisher zuständige Behörde das Verwaltungsverfah-
ren fortführen, wenn dies unter Wahrung der Interessen der Beteiligten der einfa-
chen und zweckmäßigen Durchführung des Verfahrens dient und die nunmehr
zuständige Behörde zustimmt.

(4) 1Bei Gefahr im Verzug ist für unaufschiebbare Maßnahmen jede Behörde örtlich
zuständig, in deren Bezirk der Anlass für die Amtshandlung hervortritt. 2Die nach
Absatz 1 Nr. 1 bis 3 örtlich zuständige Behörde ist unverzüglich zu unterrichten.

§ 3a Elektronische Kommunikation

(1) Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der Empfänger
hierfür einen Zugang eröffnet.

(2) 1Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch
Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form ersetzt
werden. 2Der elektronischen Form genügt ein elektronisches Dokument, das mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen ist. 3Die Signierung mit einem
Pseudonym, das die Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht
unmittelbar durch die Behörde ermöglicht, ist nicht zulässig. 4Die Schriftform kann
auch ersetzt werden
1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, das

von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich zugängliche Netze
zur Verfügung gestellt wird;

2. bei Anträgen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen Dokuments
an die Behörde mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes;

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Dokumen-
ten der Behörden durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5 Absatz 5
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Gesetzestext §§ 4, 5

des De-Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung des akkreditierten Diensteanbie-
ters die erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kontos erkennen lässt;

4. durch sonstige sichere Verfahren, die durch Rechtsverordnung der Bundesre-
gierung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt werden, welche den Da-
tenübermittler (Absender der Daten) authentifizieren und die Integrität des elekt-
ronisch übermittelten Datensatzes sowie die Barrierefreiheit gewährleisten; der
IT-Planungsrat gibt Empfehlungen zu geeigneten Verfahren ab.

In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe über öffentlich zu-
gängliche Netze ein sicherer Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisge-
setzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen.
(3) 1Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbei-
tung nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für sie geltenden
technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit. 2Macht ein Empfänger geltend,
er könne das von der Behörde übermittelte elektronische Dokument nicht bearbei-
ten, hat sie es ihm erneut in einem geeigneten elektronischen Format oder als
Schriftstück zu übermitteln.

Abschnitt 2 Amtshilfe

§ 4 Amtshilfepflicht

(1) Jede Behörde leistet anderen Behörden auf Ersuchen ergänzende Hilfe (Amts-
hilfe).
(2) Amtshilfe liegt nicht vor, wenn
1. Behörden einander innerhalb eines bestehenden Weisungsverhältnisses Hilfe

leisten;
2. die Hilfeleistung in Handlungen besteht, die der ersuchten Behörde als eigene

Aufgabe obliegen.

§ 5 Voraussetzungen und Grenzen der Amtshilfe

(1) Eine Behörde kann um Amtshilfe insbesondere dann ersuchen, wenn sie
1. aus rechtlichen Gründen die Amtshandlung nicht selbst vornehmen kann;
2. aus tatsächlichen Gründen, besonders weil die zur Vornahme der Amtshand-

lung erforderlichen Dienstkräfte oder Einrichtungen fehlen, die Amtshandlung
nicht selbst vornehmen kann;

3. zur Durchführung ihrer Aufgaben auf die Kenntnis von Tatsachen angewiesen
ist, die ihr unbekannt sind und die sie selbst nicht ermitteln kann;

4. zur Durchführung ihrer Aufgaben Urkunden oder sonstige Beweismittel benö-
tigt, die sich im Besitz der ersuchten Behörde befinden;

5. die Amtshandlung nur mit wesentlich größerem Aufwand vornehmen könnte als
die ersuchte Behörde.

(2) 1Die ersuchte Behörde darf Hilfe nicht leisten, wenn
1. sie hierzu aus rechtlichen Gründen nicht in der Lage ist;
2. durch die Hilfeleistung dem Wohl des Bundes oder eines Landes erhebliche

Nachteile bereitet würden.
2Die ersuchte Behörde ist insbesondere zur Vorlage von Urkunden oder Akten so-
wie zur Erteilung von Auskünften nicht verpflichtet, wenn die Vorgänge nach einem
Gesetz oder ihrem Wesen nach geheim gehalten werden müssen.
(3) Die ersuchte Behörde braucht Hilfe nicht zu leisten, wenn
1. eine andere Behörde die Hilfe wesentlich einfacher oder mit wesentlich geringe-

rem Aufwand leisten kann;
2. sie die Hilfe nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand leisten könnte;
3. sie unter Berücksichtigung der Aufgaben der ersuchenden Behörde durch die

Hilfeleistung die Erfüllung ihrer eigenen Aufgaben ernstlich gefährden würde.
(4) Die ersuchte Behörde darf die Hilfe nicht deshalb verweigern, weil sie das Ersu-
chen aus anderen als den in Absatz 3 genannten Gründen oder weil sie die mit der
Amtshilfe zu verwirklichende Maßnahme für unzweckmäßig hält.
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§§ 6–8b Gesetzestext

(5) 1Hält die ersuchte Behörde sich zur Hilfe nicht für verpflichtet, so teilt sie der
ersuchenden Behörde ihre Auffassung mit. 2Besteht diese auf der Amtshilfe, so
entscheidet über die Verpflichtung zur Amtshilfe die gemeinsame fachlich zustän-
dige Aufsichtsbehörde oder, sofern eine solche nicht besteht, die für die ersuchte
Behörde fachlich zuständige Aufsichtsbehörde.

§ 6 Auswahl der Behörde

Kommen für die Amtshilfe mehrere Behörden in Betracht, so soll nach Möglichkeit
eine Behörde der untersten Verwaltungsstufe des Verwaltungszweigs ersucht wer-
den, dem die ersuchende Behörde angehört.

§ 7 Durchführung der Amtshilfe

(1) Die Zulässigkeit der Maßnahme, die durch die Amtshilfe verwirklicht werden soll,
richtet sich nach dem für die ersuchende Behörde, die Durchführung der Amtshilfe
nach dem für die ersuchte Behörde geltenden Recht.
(2) 1Die ersuchende Behörde trägt gegenüber der ersuchten Behörde die Verant-
wortung für die Rechtmäßigkeit der zu treffenden Maßnahme. 2Die ersuchte Be-
hörde ist für die Durchführung der Amtshilfe verantwortlich.

§ 8 Kosten der Amtshilfe

(1) 1Die ersuchende Behörde hat der ersuchten Behörde für die Amtshilfe keine
Verwaltungsgebühr zu entrichten. 2Auslagen hat sie der ersuchten Behörde auf An-
forderung zu erstatten, wenn sie im Einzelfall 35 Euro übersteigen. 3Leisten Behör-
den desselben Rechtsträgers einander Amtshilfe, so werden die Auslagen nicht er-
stattet.
(2) Nimmt die ersuchte Behörde zur Durchführung der Amtshilfe eine kostenpflich-
tige Amtshandlung vor, so stehen ihr die von einem Dritten hierfür geschuldeten
Kosten (Verwaltungsgebühren, Benutzungsgebühren und Auslagen) zu.

Abschnitt 3 Europäische Verwaltungszusammenarbeit

§ 8a Grundsätze der Hilfeleistung

(1) Jede Behörde leistet Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union
auf Ersuchen Hilfe, soweit dies nach Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen
Gemeinschaft geboten ist.
(2) 1Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union können um Hilfe er-
sucht werden, soweit dies nach Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen Ge-
meinschaft zugelassen ist. 2Um Hilfe ist zu ersuchen, soweit dies nach Maßgabe
von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft geboten ist.
(3) Die §§ 5, 7 und 8 Absatz 2 sind entsprechend anzuwenden, soweit Rechtsakte
der Europäischen Gemeinschaft nicht entgegenstehen.

§ 8b Form und Behandlung der Ersuchen

(1) 1Ersuchen sind in deutscher Sprache an Behörden anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union zu richten; soweit erforderlich, ist eine Übersetzung beizufü-
gen. 2Die Ersuchen sind gemäß den gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben und unter
Angabe des maßgeblichen Rechtsakts zu begründen.
(2) 1Ersuchen von Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union dür-
fen nur erledigt werden, wenn sich ihr Inhalt in deutscher Sprache aus den Akten
ergibt. 2Soweit erforderlich, soll bei Ersuchen in einer anderen Sprache von der
ersuchenden Behörde eine Übersetzung verlangt werden.
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Gesetzestext §§ 8c–10

(3) Ersuchen von Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union kön-
nen abgelehnt werden, wenn sie nicht ordnungsgemäß und unter Angabe des maß-
geblichen Rechtsakts begründet sind und die erforderliche Begründung nach Auf-
forderung nicht nachgereicht wird.

(4) Einrichtungen und Hilfsmittel der Kommission zur Behandlung von Ersuchen sol-
len genutzt werden. Informationen sollen elektronisch übermittelt werden.

§ 8c Kosten der Hilfeleistung

Ersuchende Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben Ver-
waltungsgebühren oder Auslagen nur zu erstatten, soweit dies nach Maßgabe von
Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft verlangt werden kann.

§ 8d Mitteilungen von Amts wegen

(1) 1Die zuständige Behörde teilt den Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union und der Kommission Angaben über Sachverhalte und Personen mit,
soweit dies nach Maßgabe von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft gebo-
ten ist. 2Dabei sollen die hierzu eingerichteten Informationsnetze genutzt werden.

(2) Übermittelt eine Behörde Angaben nach Absatz 1 an die Behörde eines anderen
Mitgliedstaats der Europäischen Union, unterrichtet sie den Betroffenen über die
Tatsache der Übermittlung, soweit Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft dies
vorsehen; dabei ist auf die Art der Angaben sowie auf die Zweckbestimmung und
die Rechtsgrundlage der Übermittlung hinzuweisen.

§ 8e Anwendbarkeit

1Die Regelungen dieses Abschnitts sind mit Inkrafttreten des jeweiligen Rechtsak-
tes der Europäischen Gemeinschaft, wenn dieser unmittelbare Wirkung entfaltet, im
Übrigen mit Ablauf der jeweiligen Umsetzungsfrist anzuwenden. 2Sie gelten auch im
Verhältnis zu den anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum, soweit Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft auch auf
diese Staaten anzuwenden sind.

Teil II Allgemeine Vorschriften über das
Verwaltungsverfahren

Abschnitt 1 Verfahrensgrundsätze

§ 9 Begriff des Verwaltungsverfahrens

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist die nach außen wirkende
Tätigkeit der Behörden, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung
und den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines öffentlich-
rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder
den Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrags ein.

§ 10 Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens

1Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit keine
besonderen Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens bestehen. 2Es ist ein-
fach, zweckmäßig und zügig durchzuführen.
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§§ 11–14 Gesetzestext

§ 11 Beteiligungsfähigkeit

Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind
1. natürliche und juristische Personen,
2. Vereinigungen, soweit ihnen ein Recht zustehen kann,
3. Behörden.

§ 12 Handlungsfähigkeit

(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen sind
1. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht geschäftsfähig sind,
2. natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht in der Geschäftsfähigkeit be-

schränkt sind, soweit sie für den Gegenstand des Verfahrens durch Vorschriften
des bürgerlichen Rechts als geschäftsfähig oder durch Vorschriften des öffentli-
chen Rechts als handlungsfähig anerkannt sind,

3. juristische Personen und Vereinigungen (§ 11 Nr. 2) durch ihre gesetzlichen Ver-
treter oder durch besonders Beauftragte,

4. Behörden durch ihre Leiter, deren Vertreter oder Beauftragte.
(2) Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
den Gegenstand des Verfahrens, so ist ein geschäftsfähiger Betreuter nur insoweit
zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, als er nach den Vorschriften des
bürgerlichen Rechts ohne Einwilligung des Betreuers handeln kann oder durch Vor-
schriften des öffentlichen Rechts als handlungsfähig anerkannt ist.
(3) Die §§ 53 und 55 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.

§ 13 Beteiligte

(1) Beteiligte sind
1. Antragsteller und Antragsgegner,
2. diejenigen, an die die Behörde den Verwaltungsakt richten will oder gerichtet

hat,
3. diejenigen, mit denen die Behörde einen öffentlich-rechtlichen Vertrag schließen

will oder geschlossen hat,
4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Behörde zu dem Verfahren hinzugezogen

worden sind.
(2) 1Die Behörde kann von Amts wegen oder auf Antrag diejenigen, deren rechtliche
Interessen durch den Ausgang des Verfahrens berührt werden können, als Beteiligte
hinzuziehen. 2Hat der Ausgang des Verfahrens rechtsgestaltende Wirkung für einen
Dritten, so ist dieser auf Antrag als Beteiligter zu dem Verfahren hinzuzuziehen;
soweit er der Behörde bekannt ist, hat diese ihn von der Einleitung des Verfahrens
zu benachrichtigen.
(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen,
wird dadurch nicht Beteiligter.

§ 14 Bevollmächtigte und Beistände

(1) 1Ein Beteiligter kann sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 2Die
Vollmacht ermächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrens-
handlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht etwas anderes ergibt. 3Der Bevoll-
mächtigte hat auf Verlangen seine Vollmacht schriftlich nachzuweisen. 4Ein Widerruf
der Vollmacht wird der Behörde gegenüber erst wirksam, wenn er ihr zugeht.
(2) Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers noch durch eine
Veränderung in seiner Handlungsfähigkeit oder seiner gesetzlichen Vertretung auf-
gehoben; der Bevollmächtigte hat jedoch, wenn er für den Rechtsnachfolger im
Verwaltungsverfahren auftritt, dessen Vollmacht auf Verlangen schriftlich beizu-
bringen.
(3) 1Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter bestellt, so soll sich die Behörde an
ihn wenden. 2Sie kann sich an den Beteiligten selbst wenden, soweit er zur Mitwir-
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Gesetzestext §§ 15, 16

kung verpflichtet ist. 3Wendet sich die Behörde an den Beteiligten, so soll der Be-
vollmächtigte verständigt werden. 4Vorschriften über die Zustellung an Bevollmäch-
tigte bleiben unberührt.
(4) 1Ein Beteiligter kann zu Verhandlungen und Besprechungen mit einem Beistand
erscheinen. 2Das von dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem Beteiligten vor-
gebracht, soweit dieser nicht unverzüglich widerspricht.
(5) Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuweisen, wenn sie entgegen § 3 des
Rechtsdienstleistungsgesetzes Rechtsdienstleistungen erbringen.
(6) 1Bevollmächtigte und Beistände können vom Vortrag zurückgewiesen werden,
wenn sie hierzu ungeeignet sind; vom mündlichen Vortrag können sie nur zurückge-
wiesen werden, wenn sie zum sachgemäßen Vortrag nicht fähig sind. 2Nicht zurück-
gewiesen werden können Personen, die nach § 67 Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 3 bis 7
der Verwaltungsgerichtsordnung zur Vertretung im verwaltungsgerichtlichen Verfah-
ren befugt sind.
(7) 1Die Zurückweisung nach den Absätzen 5 und 6 ist auch dem Beteiligten, des-
sen Bevollmächtigter oder Beistand zurückgewiesen wird, mitzuteilen. 2Verfahrens-
handlungen des zurückgewiesenen Bevollmächtigten oder Beistands, die dieser
nach der Zurückweisung vornimmt, sind unwirksam.

§ 15 Bestellung eines Empfangsbevollmächtigten

1Ein Beteiligter ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschäfts-
leitung im Inland hat der Behörde auf Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist
einen Empfangsbevollmächtigten im Inland zu benennen. 2Unterlässt er dies, gilt
ein an ihn gerichtetes Schriftstück am siebenten Tage nach der Aufgabe zur Post
und ein elektronisch übermitteltes Dokument am dritten Tage nach der Absendung
als zugegangen. 3Dies gilt nicht, wenn feststeht, dass das Dokument den Empfän-
ger nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt erreicht hat. 4Auf die Rechtsfolgen der
Unterlassung ist der Beteiligte hinzuweisen.

§ 16 Bestellung eines Vertreters von Amts wegen

(1) Ist ein Vertreter nicht vorhanden, so hat das Betreuungsgericht, für einen minder-
jährigen Beteiligten das Familiengericht auf Ersuchen der Behörde einen geeigneten
Vertreter zu bestellen
1. für einen Beteiligten, dessen Person unbekannt ist;
2. für einen abwesenden Beteiligten, dessen Aufenthalt unbekannt ist oder der an

der Besorgung seiner Angelegenheiten verhindert ist;
3. für einen Beteiligten ohne Aufenthalt im Inland, wenn er der Aufforderung der

Behörde, einen Vertreter zu bestellen, innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht
nachgekommen ist;

4. für einen Beteiligten, der infolge einer psychischen Krankheit oder körperlichen,
geistigen oder seelischen Behinderung nicht in der Lage ist, in dem Verwal-
tungsverfahren selbst tätig zu werden;

5. bei herrenlosen Sachen, auf die sich das Verfahren bezieht, zur Wahrung der
sich in Bezug auf die Sache ergebenden Rechte und Pflichten.

(2) Für die Bestellung des Vertreters ist in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 das Ge-
richt zuständig, in dessen Bezirk der Beteiligte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat;
im Übrigen ist das Gericht zuständig, in dessen Bezirk die ersuchende Behörde
ihren Sitz hat.
(3) 1Der Vertreter hat gegen den Rechtsträger der Behörde, die um seine Bestellung
ersucht hat, Anspruch auf eine angemessene Vergütung und auf die Erstattung sei-
ner baren Auslagen. 2Die Behörde kann von dem Vertretenen Ersatz ihrer Aufwen-
dungen verlangen. 3Sie bestimmt die Vergütung und stellt die Auslagen und Auf-
wendungen fest.
(4) Im Übrigen gelten für die Bestellung und für das Amt des Vertreters in den Fällen
des Absatzes 1 Nr. 4 die Vorschriften über die Betreuung, in den übrigen Fällen die
Vorschriften über die Pflegschaft entsprechend.
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§§ 17–20 Gesetzestext

§ 17 Vertreter bei gleichförmigen Eingaben

(1) 1Bei Anträgen und Eingaben, die in einem Verwaltungsverfahren von mehr als 50
Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlau-
tender Texte eingereicht worden sind (gleichförmige Eingaben), gilt für das Verfahren
derjenige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem
Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht
von ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. 2Vertreter kann nur eine natürliche
Person sein.
(2) 1Die Behörde kann gleichförmige Eingaben, die die Angaben nach Absatz 1
Satz 1 nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ent-
halten oder dem Erfordernis des Absatzes 1 Satz 2 nicht entsprechen, unberück-
sichtigt lassen. 2Will die Behörde so verfahren, so hat sie dies durch ortsübliche
Bekanntmachung mitzuteilen. 3Die Behörde kann ferner gleichförmige Eingaben in-
soweit unberücksichtigt lassen, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift
nicht oder unleserlich angegeben haben.
(3) 1Die Vertretungsmacht erlischt, sobald der Vertreter oder der Vertretene dies der
Behörde schriftlich erklärt; der Vertreter kann eine solche Erklärung nur hinsichtlich
aller Vertretenen abgeben. 2Gibt der Vertretene eine solche Erklärung ab, so soll er
der Behörde zugleich mitteilen, ob er seine Eingabe aufrechterhält und ob er einen
Bevollmächtigten bestellt hat.
(4) 1Endet die Vertretungsmacht des Vertreters, so kann die Behörde die nicht mehr Ver-
tretenen auffordern, innerhalb einer angemessenen Frist einen gemeinsamen Vertreter
zu bestellen. 2Sind mehr als 50 Personen aufzufordern, so kann die Behörde die Auffor-
derung ortsüblich bekannt machen. 3Wird der Aufforderung nicht fristgemäß entspro-
chen, so kann die Behörde von Amts wegen einen gemeinsamen Vertreter bestellen.

§ 18 Vertreter für Beteiligte bei gleichem Interesse

(1) 1Sind an einem Verwaltungsverfahren mehr als 50 Personen im gleichen Interesse
beteiligt, ohne vertreten zu sein, so kann die Behörde sie auffordern, innerhalb einer
angemessenen Frist einen gemeinsamen Vertreter zu bestellen, wenn sonst die ord-
nungsmäßige Durchführung des Verwaltungsverfahrens beeinträchtigt wäre. 2Kom-
men sie der Aufforderung nicht fristgemäß nach, so kann die Behörde von Amts wegen
einen gemeinsamen Vertreter bestellen. 3Vertreter kann nur eine natürliche Person sein.
(2) 1Die Vertretungsmacht erlischt, sobald der Vertreter oder der Vertretene dies der
Behörde schriftlich erklärt; der Vertreter kann eine solche Erklärung nur hinsichtlich
aller Vertretenen abgeben. 2Gibt der Vertretene eine solche Erklärung ab, so soll er
der Behörde zugleich mitteilen, ob er seine Eingabe aufrechterhält und ob er einen
Bevollmächtigten bestellt hat.

§ 19 Gemeinsame Vorschriften für Vertreter bei gleichförmigen Eingaben
und bei gleichem Interesse

(1) 1Der Vertreter hat die Interessen der Vertretenen sorgfältig wahrzunehmen. 2Er
kann alle das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen vorneh-
men. 3An Weisungen ist er nicht gebunden.
(2) § 14 Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend.
(3) 1Der von der Behörde bestellte Vertreter hat gegen deren Rechtsträger Anspruch
auf angemessene Vergütung und auf Erstattung seiner baren Auslagen. 2Die Be-
hörde kann von den Vertretenen zu gleichen Anteilen Ersatz ihrer Aufwendungen
verlangen. 3Sie bestimmt die Vergütung und stellt die Auslagen und Aufwendungen
fest.

§ 20 Ausgeschlossene Personen

(1) 1In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Behörde nicht tätig werden,
1. wer selbst Beteiligter ist;
2. wer Angehöriger eines Beteiligten ist;
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Gesetzestext § 21

3. wer einen Beteiligten kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem
Verwaltungsverfahren vertritt;

4. wer Angehöriger einer Person ist, die einen Beteiligten in diesem Verfahren ver-
tritt;

5. wer bei einem Beteiligten gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm als Mitglied
des Vorstands, des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs tätig ist; dies
gilt nicht für den, dessen Anstellungskörperschaft Beteiligte ist;

6. wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten
abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist;

2Dem Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit oder durch die Entscheidung
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann. 3Dies gilt nicht, wenn der
Vor- oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs- oder Bevölkerungs-
gruppe angehört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt
werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit und für die Abbe-
rufung von ehrenamtlich Tätigen.

(3) Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im Verzug unaufschieb-
bare Maßnahmen treffen.

(4) 1Hält sich ein Mitglied eines Ausschusses (§ 88) für ausgeschlossen oder beste-
hen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies dem
Vorsitzenden des Ausschusses mitzuteilen. 2Der Ausschuss entscheidet über den
Ausschluss. 3Der Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken. 4Das aus-
geschlossene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht
zugegen sein.

(5) 1Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind:
1. der Verlobte,
2. der Ehegatte,
2a. der Lebenspartner
3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,
4. Geschwister,
5. Kinder der Geschwister,
6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,
6a. Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Lebenspartner
7. Geschwister der Eltern,
8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit

häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pfle-
geeltern und Pflegekinder).

2Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn
1. in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Beziehung begründende Ehe

nicht mehr besteht;
1a. in den Fällen der Nummern 2a, 3 und 6a die die Beziehung begründende Le-

benspartnerschaft nicht mehr besteht;
2. in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft

durch Annahme als Kind erloschen ist;
3. im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern

die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

§ 21 Besorgnis der Befangenheit

(1) 1Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische
Amtsausübung zu rechtfertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen ei-
nes solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren für eine
Behörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder den von diesem Beauftrag-
ten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu enthalten.
2Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den Leiter der Behörde, so trifft diese An-
ordnung die Aufsichtsbehörde, sofern sich der Behördenleiter nicht selbst einer Mit-
wirkung enthält.

(2) Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 Abs. 4 entsprechend.
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§§ 22–25 Gesetzestext

§ 22 Beginn des Verfahrens

1Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein
Verwaltungsverfahren durchführt. 2Dies gilt nicht, wenn die Behörde aufgrund von
Rechtsvorschriften
1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss;
2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt.

§ 23 Amtssprache

(1) Die Amtssprache ist deutsch.

(2) 1Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder Ein-
gaben, Belege, Urkunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die Behörde
unverzüglich die Vorlage einer Übersetzung verlangen. 2In begründeten Fällen kann
die Vorlage einer beglaubigten oder von einem öffentlich bestellten oder beeidigten
Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten Übersetzung verlangt werden. 3Wird die
verlangte Übersetzung nicht unverzüglich vorgelegt, so kann die Behörde auf Kos-
ten des Beteiligten selbst eine Übersetzung beschaffen. 4Hat die Behörde Dolmet-
scher oder Übersetzer herangezogen, erhalten diese in entsprechender Anwendung
des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes eine Vergütung.

(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder die Abgabe einer Willenserklärung
eine Frist in Lauf gesetzt werden, innerhalb deren die Behörde in einer bestimmten
Weise tätig werden muss, und gehen diese in einer fremden Sprache ein, so beginnt
der Lauf der Frist erst mit dem Zeitpunkt, in dem der Behörde eine Übersetzung
vorliegt.

(4) 1Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder eine Willenserklärung, die in fremder
Sprache eingehen, zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegenüber der Behörde
gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher Anspruch geltend gemacht oder eine Leistung
begehrt werden, so gelten die Anzeige, der Antrag oder die Willenserklärung als
zum Zeitpunkt des Eingangs bei der Behörde abgegeben, wenn auf Verlangen der
Behörde innerhalb einer von dieser zu setzenden angemessenen Frist eine Überset-
zung vorgelegt wird. 2Andernfalls ist der Zeitpunkt des Eingangs der Übersetzung
maßgebend, soweit sich nicht aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen etwas an-
deres ergibt. 3Auf diese Rechtsfolge ist bei der Fristsetzung hinzuweisen.

§ 24 Untersuchungsgrundsatz

(1) 1Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. 2Sie bestimmt Art und
Umfang der Ermittlungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteilig-
ten ist sie nicht gebunden. 3Setzt die Behörde automatische Einrichtungen zum
Erlass von Verwaltungsakten ein, muss sie für den Einzelfall bedeutsame tatsächli-
che Angaben des Beteiligten berücksichtigen, die im automatischen Verfahren nicht
ermittelt würden.

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten
günstigen Umstände zu berücksichtigen.

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in
ihren Zuständigkeitsbereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung
oder den Antrag in der Sache für unzulässig oder unbegründet hält.

§ 25 Beratung, Auskunft, frühe Öffentlichkeitsbeteiligung

(1) 1Die Behörde soll die Abgabe von Erklärungen, die Stellung von Anträgen oder
die Berichtigung von Erklärungen oder Anträgen anregen, wenn diese offensichtlich
nur versehentlich oder aus Unkenntnis unterblieben oder unrichtig abgegeben oder
gestellt worden sind. 2Sie erteilt, soweit erforderlich, Auskunft über die den Beteilig-
ten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte und die ihnen obliegenden
Pflichten.
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